
549

Jahrgang 1957 Ausgegeben am 28. März 1957 21. Stück

69. Bundesgesetz: Abänderung des Einkommensteuergesetzes 1953 und des Gebührengesetzes 1946.
70. Bundesgesetz: Bewertungsfreiheitsgesetz 1957.
71. Bundesgesetz: Ausfuhrförderungsgesetz 1957.
72. Bundesgesetz: Bedeckung des Abganges des Milchwirtschaftsfonds im Geschäftsjahr 1957.
73. Bundesgesetz: Auffangorganisationengesetz.
74. Bundesgesetz: Veräußerung der bundeseigenen Liegenschaft EZ. 1722, KG. Innere Stadt (Wien, I., „Der

Ballhauspark").
75. Bundesgesetz: Energieanleihegesetz 1957.

69. Bundesgesetz vom 13. März 1957,
womit das Einkommensteuergesetz 1953 und
das Gebührengesetz 1946 abgeändert werden.

Der Nationalrat hat beschlossen:

I.

Das Einkommensteuergesetz 1953, BGBl. Nr. 1/
1954, in der geltenden Fassung wird abgeändert
wie folgt:

1. Im § 9 hat Z. 4 zu lauten:
„4. Aufwendungen des Steuerpflichtigen für

Fahrten zwischen -Wohnung und Arbeitsstätte;
zur Abgeltung der Mehraufwendungen, die da-
durch entstehen, daß an Stelle der Massenbeför-
derungsmittel ein eigenes Kraftfahrzeug benutzt
wird, werden nachstehende Pauschbeträge festge-
setzt: Bei Benützung eines

Kraftrades oder Motorfahrrades
2 S täglich,

12 S wöchentlich,
52 S monatlich,

624 S jährlich,

Personenkraftwagens (Kombinations-
kraftwagens)

8 S täglich,
48 S wöchentlich,

208 S monatlich,
2496 S jährlich.

Mit dem Pauschbetrag sind alle Mehraufwen-
dungen für Fahrten zwischen Wohnung und Ar-
beitsstätte mit dem eigenen Kraftfahrzeug ein-
schließlich der Absetzungen für Abnutzung —
ausgenommen die Haftpflichtversicherungsprä-
mie — abgegolten. Zur Inanspruchnahme des
Pauschbetrages hat der Arbeitnehmer dem Ar-
beitgeber schriftlich zu erklären, daß er für
Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte das
eigene Kraftfahrzeug benützt; außerdem hat er
die Type des Kraftfahrzeuges und dessen Eigen-
gewicht an Hand geeigneter Unterlagen nachzu-

weisen. Der Arbeitgeber hat die Type des ver-
wendeten Kraftfahrzeuges und dessen Eigenge-
wicht, den Zeitpunkt der Antragstellung sowie
den in Anwendung zu bringenden Pauschbetrag
auf dem Lohnkonto (§ 58) zu vermerken; der
Pauschbetrag kann für eine Zeit vor der Antrag-
stellung nicht angewendet werden. Der Arbeit-
nehmer ist verpflichtet, bei Änderung der Vor-
aussetzungen, auf Grund deren der Pauschbetrag
gewährt worden ist, unverzüglich dem Arbeit-
geber hievon Mitteilung zu machen. Der Arbeit-
geber hat die Änderung und den Zeitpunkt der
Änderung auf dem Lohnkonto zu vermerken.
Kommt der Arbeitnehmer dieser Verpflichtung
nicht nach, so ist die zu wenig einbehaltene
Lohnsteuer vom Arbeitnehmer nachzufordern;".

2. Im § 51 hat Abs. 2 zu lauten:
„(2) Beim Steuerabzug vom Arbeitslohn sind

Beiträge im Sinne des § 10 Abs. 1 Z. 2, minde-
stens aber ein Betrag von 65 S monatlich (15 S wö-
chentlich, 2'50 S täglich), der entrichtete Wohn-
bauförderungsbeitrag im Sinne des Bundes-
gesetzes vom 17. Dezember 1951, BGBl. Nr. 13/
1952, in der geltenden Fassung, ferner Pflicht-
beiträge zu gesetzlichen Interessenvertretungen
auf öffentlich-rechtlicher Grundlage und der sich
gemäß § 9 Z. 4 ergebende Pauschbetrag vor An-
wendung des Lohnsteuertarifes (§61) vom Ar-
beitslohn abzuziehen.".

3. Nach § 103 wird als § 103 a eingefügt:
„§ 103 a. (1) Aus Anlaß der Neugründung eines

Hausstandes nachweisbar getätigte Aufwendun-
gen für die Beschaffung lebensnotwendiger Ein-
richtungs- und Gebrauchsgegenstände sind bis zu
einem Jahresbetrag von 2496 S (208 S monatlich,
48 S wöchentlich, 8 S täglich) als außergewöhn-
liche Belastung gemäß § 33 zu berücksichtigen;
dabei ist § 33 Abs. 4 nicht anzuwenden. Auf-
wendungen im Sinne des ersten Satzes liegen vor,
wenn sie innerhalb von fünf Jahren ab dem Zeit-
punkt der Neugründung des Hausstandes getätigt
werden.
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(2) Eine Neugründung eines Hausstandes liegt
nur vor, wenn sich der Steuerpflichtige erstmalig
eine Wohnung oder nach erfolgter Verehelichung
mit seinem Ehepartner die erste gemeinsame
Wohnung einrichtet.

(3) Für Zwecke des Steuerabzuges vom Arbeits-
lohn sind Ausgaben im Sinne des Abs. 1 als Frei-
betrag auf der Lohnsteuerkarte einzutragen. Be-
zieht der Arbeitnehmer Arbeitslohn (§ 19) von
zwei oder mehreren Arbeitgebern oder sind
beide Ehegatten erwerbstätig, dann gebührt der
Freibetrag nur einmal.".

II.

Ziffer 3 der TP. 8 des § 33 des Gebührenge-
setzes 1946, BGBl. Nr . 184, in der geltenden
Fassung erhält folgenden Wortlaut:

„3. Verträge über Darlehen von Erwerbs- und
Wirtschaftsgenossenschaften und von Bauspar-
kassen an ihre Mitglieder;".

III

(1) Dieses Bundesgesetz t r i t t einen Monat nach
der Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Raab
Schärf Bock

70. Bundesgesetz v o m 13. M ä r z 1957
über eine Bewertungsfreiheit bei abnutzbaren

Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens
(Bewertungsfreiheitsgesetz 1957).

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Bei der Ermitt lung des Gewinnes aus
Land- und Forstwirtschaft oder aus Gewerbe-
betrieb oder aus selbständiger Arbeit des Wirt -
schaftsjahres 1957 (1956/1957) kann von den
Anschaffungs- oder Herstellungskosten der in
diesem Wirtschaftsjahr angeschafften oder her-
gestellten abnutzbaren Wirtschaftsgüter des An-
lagevermögens neben der nach § 7 Einkommen-
steuergesetz 1953, BGBl. Nr . 1/1954, zulässigen
gewöhnlichen Absetzung für Abnutzung eine
vorzeitige Abschreibung vorgenommen werden,
sofern der Gewinn gemäß § 4 Abs. 1 oder Abs. 3
oder gemäß § 5 Einkommensteuergesetz 1953
ermittelt wird. Dasselbe gilt bei der Ermittlung
des Gewinnes aus Land- und Forstwirtschaft oder
aus Gewerbebetrieb oder aus selbständiger Arbeit
der Wirtschaftsjahre 1958 (1957/1958) und 1959
(1958/1959) hinsichtlich der in diesen Wirt -
schaftsjahren angeschafften oder hergestellten ab-
nutzbaren Wirtschaftsgüter des Anlagevermö-
gens.

(2) Eine vorzeitige Abschreibung darf nicht
vorgenommen werden von den Anschaffungs-
oder Herstellungskosten

a) von Gebäuden, soweit sie nicht unmittel-
bar dem Betriebszweck dienen,

b) von Geschäftsportalen, Personenkraftwagen
und Personenkrafträdern sowie von Ein-
richtungsgegenständen für Büros, Emp-
fangsräume und Wartezimmer.

(3) Die vorzeitige Abschreibung ist
a) für unbewegliche Wirtschaftsgüter mit

25 v. H., für bewegliche Wirtschaftsgüter
mit 60 v. H . der Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten begrenzt, wenn diese Wirt-
schaftsgüter in Betrieben oder Betriebs-
stätten verwendet werden, die in den Bun-
desländern Wien, Niederösterreich und
Burgenland und in dem nördlich der Donau
gelegenen Teil des Bundeslandes Oberöster-
reich liegen; das gleiche gilt für die Ge-
biete des Bundeslandes Kärnten, die süd-
lich der Gail bis zu ihrer Mündung in die
Drau und von da ab südlich der Drau bis
zur Staatsgrenze sowie in den Gerichts-
bezirken Völkermarkt und St. Paul liegen,
ferner für die Gerichtsbezirke Eibiswald,
Arnfels, Leibnitz, Mureck, Radkersburg,
Fehring und Fürstenfeld des Bundeslandes
Steiermark;

b) für unbewegliche Wirtschaftsgüter mit
20 v. H., für bewegliche Wirtschaftsgüter
mit 40 v. H . der Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten begrenzt, wenn diese Wirt -
schaftsgüter in Betrieben oder Betriebs-
stätten verwendet werden, die im übrigen
Bundesgebiet liegen.

(4) Die gewöhnliche Absetzung für Abnutzung
von vorzeitig abgeschriebenen Wirtschaftsgütern
ist in den folgenden Wirtschaftsjahren von den
Anschaffungs- oder Herstellungskosten unter Bei-
behaltung der im Jahre der Anschaffung oder
Herstellung angewendeten Sätze zu berechnen.
Die gewöhnliche Absetzung für Abnutzung kann
nur so lange vorgenommen werden, bis die am
Schluß des Wirtschaftsjahres der Anschaffung
oder Herstellung verbliebenen Restwerte ab-
geschrieben sind.

(5) Eine vorzeitige Abschreibung darf nur von
den Anschaffungs- oder Herstellungskosten jener
Wirtschaftsgüter vorgenommen werden, die in
einem mit der Erklärung über den Gewinn des
betreffenden Wirtschaftsjahres dem Finanzamt
vorgelegten Verzeichnis einzeln mit ihrer ge-
nauen Bezeichnung, unter Bekanntgabe des An-
schaffungs- oder Herstellungstages, des Namens
und der Anschrift des Lieferanten, des Betrages
der gewöhnlichen Absetzung für Abnutzung, des
vorzeitig abgeschriebenen Betrages sowie des am
Schluß des Wirtschaftsjahres verbleibenden Rest-
wertes angegeben werden.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Raab
Schärf Bock
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7 1 . Bundesgesetz vom 13. März 1957,
womit abgabenrechtliche Vorschriften zum
Zwecke der Förderung der Ausfuhr ab-
geändert werden (Ausfuhrförderungsgesetz

1957).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

(1) Der § 75 der Durchführungsbestimmungen
zum Umsatzsteuergesetz vom 23. Dezember
1938, Deutsches RGBl. I S. 1935, hat zu lauten:

„Der Vergütungssatz für die Ausfuhrver-
gütung beträgt für Rohstoffe (Vergütungs-
gruppe 1) 0'5 v. H. , für Halberzeugnisse (Ver-
gütungsgruppe 2) 1'5 v. H., für Fertigwaren
(Vergütungsgruppe 3) 3'4 v. H. und für die in
der Anlage A aufgezählten Fertigwaren (Ver-
gütungsgruppe 4) 6 v. H. der vollen Bemessungs-
grundlage (§ 74). Das Bundesministerium für
Finanzen bestimmt mit Verordnung, welche
Gegenstände im übrigen als Rohstoffe, als Halb-
erzeugnisse und als Fertigwaren anzusehen sind
und welche Voraussetzungen außer den im § 73
aufgezählten vom Vergütungswerber zu erfüllen
sind, wenn die Vergütung gewährt werden soll;
hiebei kann auch angeordnet werden, daß bei
der Ausfuhr im Eisenbahnverkehr die zollamt-
liche Beschau aller oder bestimmter Waren zum
Zwecke der Überprüfung der Tarifierung vor
oder anläßlich der Übergabe der Waren an die
Eisenbahn stattzufinden hat ."

(2) § 75 der Durchführungsbestimmungen zum
Umsatzsteuergesetz in der Fassung des Abs. 1 ist
auf vergütungsfähige Vorgänge anzuwenden, die
nach dem letzten Tag des Monats, in dem dieses
Bundesgesetz in Kraft getreten ist, bewirkt wer-
den. Die Bestimmung des § 75 der Durchfüh-
rungsbestimmungen zum Umsatzsteuergesetz in
der Fassung des Abs. 1, wonach der Vergütungs-
satz für die in der Anlage A aufgezählten Fertig-
waren 6 v. H. beträgt, t r i t t für vergütungsfähige
Vorgänge, die nach dem 31. Dezember 1959 be-
wirkt werden, außer Kraft.

(3) § 75 der Durchführungsbestimmungen zum
Umsatzsteuergesetz vom 23. Dezember 1938,
Deutsches RGBl. I S. 1935, in seiner ursprüng-
lichen Fassung sowie in den Fassungen des

Art. XIII Z. 2 des Steueränderungsgesetzes 1950,
BGBl. Nr . 101, des Art. VIII Abs. 3 Z. 2 des
Steueränderungsgesetzes 1951, BGBl. Nr . 191, des
Art. X Abs. 3 des 2. Steueränderungsgesetzes
1951, BGBl. N r . 8/1952, und des § 1 des Aus-
fuhrförderungsgesetzes 1953, BGBl. Nr . 119, ist
jedoch auf vergütungsfähige Vorgänge weiter
anzuwenden, die bis zum letzten Tag des Monats,
in dem dieses Bundesgesetz in Kraft tr i t t , bewirkt
werden.

(4) Art. VIII Abs. 3 Z. 2 zweiter und dritter
Satz des Steueränderungsgesetzes 1951, BGBl.
Nr . 191, in der Fassung des Art . X Abs. 3 des
2. Steueränderungsgesetzes 1951, BGBl. Nr . 8/
1952, und des § 1 des Ausfuhrförderungsgesetzes
1953, BGBl. Nr . 119, t r i t t außer Kraft.

Artikel II.

(1) Das Ausfuhrförderungsgesetz 1953, BGBl.
Nr. 119, in der Fassung des § 1 des Ausfuhrför-
derungsgesetzes 1955, BGBl. N r . 15, und des
Art. 1 des 2. Ausfuhrförderungsgesetzes 1955,
BGBl. N r . 124, wird abgeändert wie folgt:

1. Im § 4 sind die Worte „und vor dem 1. Juli
1957" zu streichen.

2. Im § 7 Abs. 2 ist jeweils im ersten und
zweiten Satz die Zeitangabe „1 . Juli 1957" durch
die Zeitangabe „1. Jänner 1960" zu ersetzen.

3. Im § 7 Abs. 3 sind jeweils im ersten und
zweiten Satz die Worte „und vor dem 1. Juli
1957" zu streichen.

(2) Das Ausfuhrförderungsgesetz 1955, BGBl.
Nr. 15, in der Fassung des Art. 2 des 2. Aus-
fuhrförderungsgesetzes 1955, BGBl. Nr . 124,
wird abgeändert wie folgt:

Im § 2 Abs. 2 sind die Worte „und vor dem
1. Juli 1957" zu streichen.

Artikel III.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
werden das Bundesministerium für Finanzen,
hinsichtlich des Art. II Abs. 2 das Bundesmini-
sterium für Justiz und das Bundesministerium
für Finanzen je nach deren Wirkungskreis be-
traut.

Raab
Schärt Bock Tschadek

Anlage A
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72. Bundesgesetz vom 13. März 1957,
betreffend die Bedeckung des Abganges des
Milchwirtschaftsfonds im Geschäftsjahr 1957.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Das Bundesministerium für Finanzen wird
ermächtigt, dem Milchwirtschaftsfonds (Milch-
wirtschaftsgesetz 1956, BGBl. Nr. 148 in der
geltenden Fassung) zur Erfüllung seiner Aus-
gleichsverpflichtungen im Geschäftsjahr 1957
einen Zuschuß bis zu einem Betrage von 42 Mil-
lionen Schilling zur Verfügung zu stellen.

§ 2. Dieser Zuschuß ist zu Lasten des finanz-
gesetzlichen Ansatzes Kapitel 18 Titel 10 § 3
„Milchpreisausgleich" zu verrechnen.

§ 3. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut,

Raab
Schärf Bock

73. Bundesgesetz vom 13. März 1957
über die Schaffung vom Auffangorgani-
sationen gemäß Artikel 26 § 2 des Staatsver-
trages, BGBl. Nr. 152/1955 (Auffangorgani-

sationengesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Die in Artikel 26 § 2 des Staatsvertrages
betreffend die Wiederherstellung eines unab-
hängigen und demokratischen Österreich, BGBl.
Nr. 152/1955, genannten Vermögenschaften, ge-
setzlichen Rechte und Interessen in Österreich
werden mit 26. Jänner 1957 zwei „Sammelstel-
len", die als juristische Personen des Privatrechtes
errichtet werden, nach Maßgabe der nachstehen-
den Bestimmungen übertragen.

§ 2. (1) Der „Sammelstelle A" werden alle An-
sprüche auf Vermögenschaften, gesetzliche
Rechte und Interessen im Sinne des Artikels 26
§ 2 des Staatsvertrages übertragen, die Personen
zustanden, die am 31. Dezember 1937 der
israelitischen Religionsgemeinschaft angehört
haben.

(2) Der „Sammelstelle B" werden alle An-
sprüche auf Vermögenschaften, gesetzliche
Rechte und Interessen im Sinne des Artikels 26
§ 2 des Staatsvertrages übertragen, die anderen
als den in Abs. 1 genannten Personen zustanden.

§ 3. Die Art der Geltendmachung und der
Umfang der Ansprüche, die sich aus der Über-
tragung (§1) ergeben, werden bundesgesetzlich
geregelt werden.

§ 4. (1) Jede „Sammelstelle" wird durch ein
Kuratorium vertreten und verwaltet, das aus
acht Mitgliedern besteht. Mindestens drei Viertel
der Mitglieder müssen die österreichische Staats-
bürgerschaft besitzen.
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(2) Die Mitglieder des Kuratoriums der „Sam-
melstelle A" werden von der Bundesregierung
nach Anhörung der israelitischen Kultusgemein-
den Österreichs, die der „Sammelstelle B" nach
Anhörung der Organisationen der durch den Na-
tionalsozialismus Geschädigten bestellt und ab-
berufen. Die Namen der Mitglieder sind im
„Amtsblatt zur Wiener Zeitung" zu veröffent-
lichen. Sie haben ihre Funktion bis zu ihrer Ab-
berufung fortzuführen.

(s) Das Kuratorium wählt aus seiner Mitte
einen Vorsitzenden und zwei Stellvertreter des
Vorsitzenden.

(4) Das Kuratorium wird nach außen vom Vor-
sitzenden, in dessen Verhinderung von einem
seiner Stellvertreter vertreten. Das Nähere regelt
die Geschäftsordnung (§ 5 Abs. 1).

(5) Für jede „Sammelstelle" wird in der Weise
rechtsgültig gezeichnet, daß entweder der Vor-
sitzende oder einer seiner Stellvertreter gemein-
sam mit einem zweiten Mitglied des Kura-
toriums der Bezeichnung „Sammelstelle A" be-
ziehungsweise „Sammelstelle B" ihre Unterschrift
beisetzen.

(6) Das Kuratorium hat mindestens zwei Ge-
schäftsführer zu bestellen, denen die Geschäfts-
führung der „Sammelstelle" obliegt; ihre Zeich-
nungsberechtigung ist durch die Geschäfts-
ordnung (§ 5 Abs. 1) festzusetzen. Die Bezüge
der Geschäftsführer werden durch das Kura-
torium bestimmt.

§ 5. (1) Das Kuratorium gibt sich seine Ge-
schäftsordnung selbst; sie bedarf der Genehmi-
gung durch die Bundesregierung und ist nach Er-
teilung der Genehmigung im „Amtsblatt zur
Wiener Zeitung" zu veröffentlichen. Die Ge-
schäftsordnung regelt ferner, welche Rechtshand-
lungen der Geschäftsführer zu ihrer Gültigkeit
der vorherigen Zustimmung des Kuratoriums be-
dürfen.

(2) Das Kuratorium ist beschlußfähig, wenn
mindestens fünf Mitglieder anwesend sind.

(3) Das Kuratorium faßt seine Beschlüsse mit
Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit ent-
scheidet die Stimme des auch sonst mitstimmen-
den Vorsitzenden (Stellvertreter).

(4) Die Mitglieder des Kuratoriums sowie die
Geschäftsführer (§ 4) sind verpflichtet, ihre
Tätigkeit mi t der Sorgfalt eines ordentlichen
Kaufmannes auszuüben; sie dürfen namens der
„Sammelstelle" Rechtsgeschäfte mit sich oder
ihren nahen Angehörigen ( § 1 0 Abs. 3 des Ver-
waltergesetzes 1952, BGBl. Nr . 100/1953) weder
selbst noch durch dritte Personen abschließen,
noch sich oder nahe Angehörige an Rechtsge-
schäften der „Sammelstelle" finanziell beteiligen.
Gegen dieses Verbot abgeschlossene Rechtsge-
schäfte sind nichtig.

(5) Das Kuratorium hat alljährlich für den
31. Dezember einen Rechnungsabschluß nach
kaufmännischen Grundsätzen zu errichten und
ihn spätestens am 30. April des nächstfolgenden
Jahres in der „Wiener Zeitung" zu veröffent-
lichen.

(6) Auf Antrag der Finanzprokuratur hat das
Handelsgericht Wien einen Kurator zu bestellen,
der den Anspruch einer „Sammelstelle" gegen die
verantwortlichen Mitglieder des Kuratoriums zu
vertreten hat.

§ 6. (1) Die „Sammelstellen" sind berechtigt,
in die bei den Bezirksverwaltungsbehörden
erliegenden Anmeldungen nach der Ver-
mögensentziehungs-Anmeldungsverordnung vom
15. September 1946, BGBl. Nr . 166, Einsicht zu
nehmen.

(2) Alle zur Entscheidung über Rückstellungs-
ansprüche berufenen Behörden sowie alle son-
stigen Behörden, bei denen sich Akten über den
behaupteten Entziehungstatbestand befinden,
sind zur Erteilung derjenigen Auskünfte an eine
„Sammelstelle" verpflichtet, deren diese zur Be-
urteilung der Frage bedarf, ob ihr ein Anspruch
im Sinne des § 2 dieses Bundesgesetzes zusteht;
die Behörden können dieser Verpflichtung durch
Einsichtsgewährung in ihre Akten, Register und
sonstigen Geschäftsbehelfe entsprechen. Soweit
Behörden jedoch Rechte von Antragsgegnern im
Rückstellungsverfahren wahrzunehmen haben,
gelten für sie die Bestimmungen des § 28 des
Dritten Rückstellungsgesetzes (BGBl. Nr . 54/
1947).

§ 7. (1) Die durch dieses Bundesgesetz oder
durch auf Grund der Bestimmungen des § 3
dieses Bundesgesetzes erlassene Gesetze ver-
anlaßten Vorgänge, Urkunden, Schriften und
Amtshandlungen, welche die Übertragung von
Vermögenschaften, gesetzlichen Rechten und In-
teressen an eine „Sammelstelle" zum Gegen-
stande haben, sind von der Umsatzsteuer, der
Grunderwerbsteuer, den Stempel- und Rechts-
gebühren, den Gerichts- und Justizverwaltungs-
gebühren sowie von den Verwaltungsabgaben
des Bundes befreit.

(2) Die an eine „Sammelstelle" zu leistenden
Geldbeträge unterliegen bei dieser weder der
Umsatzsteuer noch der Gewerbesteuer, noch der
Körperschaftssteuer.

§ 8. Die Verteilung der Mittel der „Sammel-
stellen" wird unter Berücksichtigung der in Ar-
tikel 26 § 2 des Staatsvertrages vorgesehenen
Widmung und der Bestimmungen des § 8 Abs. 3
des Siebenten Rückstellungsgesetzes, BGBl.
Nr. 207/1949 durch ein besonderes Bundesgesetz
geregelt werden.

§ 9. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Raab
Schärf Bock
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74. Bundesgesetz vom 13. März 1957,
betreffend die Veräußerung des bundes-
eigenen Liegenschaft EZ. 1722, KG. Innere

Stadt (Wien, I, „Der Ballhauspark").

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Das Bundesministerium für Finanzen ist
ermächtigt, die bundeseigene Liegenschaft in
Wien, EZ. 1722, KG. Innere Stadt (Wien, I.,
„Der Ballhauspark"), bestehend aus den Parzellen
66/4, 66/3, 1568/2 und 1568/3, zu veräußern.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
wird das Bundesministerium für Finanzen be-
traut.

Raab
Schärf Bock

75. Bundesgesetz vom 14. März 1957
über Begünstigung einer Anleihe der Ver-
bundgessllschaft (Energieanleihegesetz 1957).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Bundeshaftung.

§ 1. Der Bundesminister für Finanzen wird er-
mächtigt, für eine von der Österreichischen Elek-
trizitätswirtschafts-Aktiengesellschaft (Verbund-
gesellschaft) im Jahre 1957 zu begebende Anleihe
bis zum Höchstbetrage von 350 Millionen Schil-
ling die Haftung gemäß § 1357 ABGB. zu über-
nehmen.

Vollzugsklausel.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Raab
Schärf Bock


